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Verwaltungsvereinbarung INTERREG 4 Bayern – Österreich 2007-2013

Verwaltungsvereinbarung
zwischen

dem Freistaat Bayern, vertreten durch das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie 
und 
dem Land Oberösterreich, dem Land Salzburg, dem Land Tirol und dem Land Vorarlberg sowie dem Bund der Republik Österreich, 

als hauptverantwortliche Partner dieses Programms 
(im Folgenden als Vertragspartner bezeichnet).
Entwurf vom 07.05.2008
1 Präambel

Die genannten Vertragspartner haben zur Umsetzung des als „Ziel Europäische Territoriale Zusammenarbeit Deutschland/Bayern - Österreich 2007 - 2013“ bezeichneten und am 18.9.2007 mit der Zahl CCI-Nr. 2007CB163PO004 von der Europäischen Kommission genehmigten Dokuments (im Folgenden „Programm“ genannt) auf Grundlage 
· der VO(EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11.07.2006 mit allgemeinen Be​stimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Euro​päischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds (im Folgenden VO(EG) 1083/2006 genannt), 
· der VO(EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 05.07.2006 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (im Folgenden VO(EG) 1080/2006 genannt), 
· der VO(EG) Nr. 1828/2006 der Europäischen Kommission vom 08.12.2006 zur Festlegung von Durchführungsvorschriften der VO(EG) Nr. 1083/2006 und 1080/2006 (im Folgenden VO(EG) 1828/2006 genannt), 
· der in Bayern erfolgten Delegation der Projektbearbeitung auf die Sachgebiete 20 der Bezirksregierungen von Niederbayern, Oberbayern und Schwaben, sowie 
· der für die österreichischen Programmpartner anwendbaren Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Artikel 15a B-VG über das Verwaltungs- und Kontrollsystem in Österreich für die EU-Strukturfonds in der Periode 2007-2013, Bundesgesetzblatt 60/2008 vom 2. Mai 2008 (im Folgenden "Vereinbarung Artikel 15a B-VG" genannt)
folgende Vereinbarung geschlossen. 
2 Ziel der Vereinbarung

Mit dieser Vereinbarung werden die Funktionen der Verwaltungsbehörde, des Gemeinsamen Technischen Sekretariats, der Bescheinigungsbehörde, der Prüfbehörde, der Regionalen Koordinierungsstellen und des Begleitausschusses gemäß Kapitel 13 des Programms bestimmt. 

Die nachfolgende Vereinbarung über die wechselseitigen Beziehungen und Abläufe, sowie die Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeiten der Programmpartner im Zuge der Programmumsetzung gilt ergänzend zu den Bestimmungen des genehmigten Operationellen Programms.

3 Organisationsstruktur zur Programmumsetzung
3.1 Vertretung der Mitgliedstaaten

Die deutsche/bayerische Seite wird durch das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, Referat III/2, die österreichische Seite durch das Bundeskanzleramt der Republik Österreich, Abt. IV/4, sowie die Ämter der am Programm beteiligten Österreichischen Landesregierungen von Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg vertreten.
3.2 Verwaltungsbehörde

Das Land Oberösterreich wird durch die Vertragspartner mit der Funktion der gemeinsamen österreichisch-bayerischen Verwaltungsbehörde gemäß Kapitel 13.1 des Programms betraut.

Die Verwaltungsbehörde überträgt in Abstimmung mit den Vertragspartnern und unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Artikels 60 c) der VO(EG) 1083/2006, die Einrichtung eines Systems zur elektronischen Aufzeichnung und Erfassung von Buchführungsdaten (das Monitoring) dem AWS/ERP-Fonds. Der AWS/ERP-Fonds ist eine Spezialbank des Bundes für unternehmensbezogene Wirtschaftsförderung (Firmenbuchnummer: Handelsgericht Wien, FN 227076k). 
Die Verwaltungsbehörde kann unter Berücksichtigung des Artikels 59 (2) der VO(EG) 1083/2006, entsprechend den Programmvorgaben Aufgaben und Befugnisse auf die Regionalen Koordinierungsstellen übertragen und wird gemäß Artikel 14 (1) der VO(EG) 1080/2006 durch das GTS unterstützt. 
3.3 Bescheinigungsbehörde

Die Funktion der Bescheinigungsbehörde gemäß Kapitel 13.2 des Programms obliegt dem Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie – EU/B. 
Der operative Bereich der Aufgaben der Bescheinigungsbehörde wird in Übereinstimmung mit Kapitel 13.2 unter der Verantwortung des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie vom oben genannten AWS/ERP-Fonds wahrgenommen. Nähere Details dieser Aufgabenteilung werden vertraglich gesondert geregelt.
3.4 Prüfbehörde

Entsprechend Kapitel 13.3 des Programms wird die Funktion der Prüfbehörde vom Bundeskanzleramt der Republik Österreich, Abt. IV/3 „EFRE-Finanzkontrolle“, wahrgenommen. Zur Umsetzung der übertragenen Aufgaben richtet die Prüfbehörde unter Berücksichtigung von Artikel 14 (2) der VO(EG) 1080/2006 gemeinsam mit Vertretern des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie eine grenzüber​greifende Finanzprüfergruppe ein. Die Prüfergruppe gibt sich eine eigene Geschäftsordnung, in welcher die Nominierung von Mitgliedern und die Übertragung von Teilaufgaben an Mitglieder der Prüfergruppe geregelt werden. 

3.5 Regionale Koordinierungsstellen

Die Funktion der Regionalen Koordinierungsstellen übernehmen gemäß Kapitel 13.4 des Programms das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, sowie die Ämter der am Programm beteiligten Österreichischen Landesregierungen von Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg.
Entsprechend der in der Präambel angeführten bayerischen Delegation überträgt das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie für sämtliche Projekte des Programms, welche in seinem Zuständigkeitsbereich liegen, seine operativen Aufgaben gemäß Kapitel 13.4 des Programms, an die Sachgebiete 20 "Wirtschaftsförderung" den Bayrischen Bezirksregierungen von Niederbayern, Oberbayern und Schwaben. Für die am Programm beteiligten Österreichischen Landesregierungen gelten im Übrigen die Bestimmungen der Vereinbarung Artikel 15a B-VG.

3.6 Gemeinsames Technisches Sekretariat

Die Verwaltungsbehörde richtet zu ihrer administrativen Unterstützung ein Gemeinsames Technisches Sekretariat gemäß Kapitel 13.1 des Programms ein. Als Gemeinsames Technisches Sekretariat wurde partnerschaftlich das Salzburger Institut für Raumordnung und Wohnen (Firmenbuchnummer ZVR 724966124) ausgewählt und durch die Verwaltungsbehörde beauftragt. Diese Institution fungiert als gemeinsames Organ mit Sitz in der Stadt Salzburg und nimmt die im Programm genannten Aufgaben wahr. 

3.7 Begleitausschuss

Gemäß Kapitel 14.1 des Programms wird ein Begleitausschuss eingerichtet. Dieser gibt sich eine Geschäftsordnung, die u.a. seine Zusammensetzung regelt.
4 Verwendung und EFRE-Kofinanzierung der Technischen Hilfe

Die Kosten für die gemeinsamen Verwaltungsstrukturen werden zu 16,5 Prozent vom Land Oberösterreich, zu 16 Prozent von Tirol, zu 16,5 Prozent von Salzburg und zu 1 Prozent von Vorarlberg, sowie zu 50 Prozent vom Freistaat Bayern unter Ausnutzung der maximalen EFRE-Förderintensität von 75 Prozent gemeinsam getragen. 
Für diese gemeinsamen Verwaltungsstrukturen werden 80 % der Mittel der Technischen Hilfe reserviert. Projekte für Aufwendungen der gemeinsamen Verwaltungsstrukturen sind durch die Regionale Koordinierungsstelle beim Land Oberösterreich dem Begleitausschuss vorzulegen und als solche zu genehmigen. Darunter fallen insbesondere die Aufwendungen für die Verwaltungsbehörde, die Organisation und Durchführung von Begleitausschüssen, das Gemeinsame Technische Sekretariat, die Bescheinigungsbehörde sowie Kontoführungsgebühren und Monitoring.
Die Prüfung von Abrechnungen für die gemeinsamen Verwaltungsstrukturen wird durch die Regionale Koordinierungsstelle beim Land Oberösterreich durchgeführt. Das Land Oberösterreich tritt für seine Partner für die nationale Kofinanzierung jeweils für ein Kalenderjahr und für die EFRE-Finanzierung für drei Monate in Vorlage. Die Abrechnung samt Dokumentation wird den Vertragspartnern bis spätestens 31. März des Folgejahres vorgelegt, die nationale Refinanzierung erfolgt spätestens 2 Monate nach Übermittlung dieser Abrechnung.  
Die Mittel der Technischen Hilfe, die nicht für die gemeinsamen Verwaltungsstrukturen verwendet werden, stehen den Regionalen Koordinierungsstellen gemäß ihrem EFRE-Anteil bei Programmgenehmigung zur Verfügung. Deren Projekte der Technischen Hilfe sind durch den Begleitausschuss zu genehmigen und benötigen EFRE-Verträge. Die Abrechnungen sind von den zuständigen Regionalen Koordinierungsstellen zu prüfen.
5
Auszahlung von EFRE-Mitteln
Der AWS/ERP-Fonds ist entsprechend Punkt 3.3. dieser Vereinbarung für Zahlungen an den federführenden Begünstigten zuständig. Der AWS/ERP-Fonds gibt die Zahlung vom EFRE-Konto des Programms auf Basis von Auszahlungsanträgen, welche gemäß Kapitel 13.2 des Programms durch die Regionale Koordinierungsstelle des Lead-Partners übermittelt wurden, frei.
In Übereinstimmung mit Artikel 15 (1) der VO(EG) 1080/2006 ist die Verwaltungsbehörde dafür zuständig, den Auszahlungsantrag zuvor auf Plausibilität und Vollständigkeit hin zu überprüfen. In Übereinstimmung mit Artikel 59 (2) der VO(EG) 1083/2006 wird die Regionale Koordinierungsstelle des Lead-Partners damit betraut, diese Tätigkeit unter der Verantwortung der Verwaltungsbehörde auszuführen. Die dafür notwendigen Formalerfordernisse werden durch die Verwaltungsbehörde gesondert festgelegt.
Für die Bestätigung der Richtigkeit der Ausgaben gemäß Artikel 16 (1) der VO(EG) 1080/2006 sind die Prüfer jener Regionalen Koordinierungsstellen zuständig, die sich im Rahmen des Verfahrens zur Projektauswahl für die jeweiligen Projektpartner als zuständig erklärt haben und durch den Begleitausschuss bestätigt wurden.
6
Rückforderungen und Haftungen auf Projektebene
Für Unregelmäßigkeiten auf Projektebene haftet gemäß Artikel 20 (1) der VO(EG) 1080/2006 grundsätzlich der Lead-Partner. Unter Anwendung dieses Artikels erstatten die Begünstigten dem Lead-Partner die ohne rechtlichen Grund gezahlten Beiträge nach den Bestimmungen der zwischen ihnen geschlossenen Vereinbarung. 
Option 1:

Die den Fördervertrag ausstellende Verwaltungsbehörde ist dafür zuständig, rechtsgrundlos gezahlte Beträge bei dem federführenden Begünstigten wieder einzuziehen. Sie wird dabei von den Regionalen Koordinierungsstellen und den gemäß Artikel 16 der VO(EG) 1080/2006 benannten Prüfern unterstützt. 
Option 2:

Unter Berücksichtigung von Art. 17(2) der VO(EG) 1080/2006 ist die Bescheinigungsbehörde dafür zuständig, dass rechtsgrundlos gezahlte Beträge bei dem federführenden Begünstigten wieder eingezogen werden. In Übereinstimmung mit Artikel 59 (2) der VO(EG) 1083/2006 wird die Regionale Koordinierungsstelle des Lead-Partners damit betraut, diese Tätigkeit unter der Verantwortung der Bescheinigungsbehörde auszuführen. Sie wird dabei von den gemäß Artikel 16 der VO(EG) 1080/2006 benannten Prüfern unterstützt. Die dafür notwendigen Formalerfordernisse werden durch die Verwaltungsbehörde gesondert festgelegt.
Ist es dem Lead-Partner nicht möglich, Rückforderungsansprüche gegenüber einem Projektpartner durchzusetzen, so trägt die Haftung des Mitgliedsstaats gemäß Artikel 70 (2) der VO(EG) 1083/2006 in Österreich grundsätzlich jener Vertragspartner, der sich im Rahmen des Verfahrens zur Projektauswahl für die Bestätigung der Ausgaben gemäß Artikel 16 der VO(EG) 1080/2006 für zuständig erklärt hat und durch den Begleitausschuss bestätigt wurde sowie in Bayern der Freistaat Bayern, vertreten durch das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie.  
Die Regionale Koordinierungsstelle des Lead-Partners trägt gemäß Punkt 5. dieser Vereinbarung die Haftung für die Plausibilität und Vollständigkeit von Auszahlungsanträgen entsprechend Artikel 15 (1) der VO(EG) 1080/2006.

Können darüber hinaus rechtsgrundlos an einen Begünstigten gezahlte Strukturfondsmittel nicht wieder eingezogen werden, so trägt die Haftung des Mitgliedsstaats gemäß Artikel 70 (2) der VO(EG) 1083/2006 für die Erstattung der verlorenen Beträge an den Haushalt der Europäischen Union jener Vertragspartner, durch dessen Fehler oder Fahrlässigkeit der Verlust entstanden ist.

7
Ausgabenerklärungen und Zahlungsanträge
Unter Berücksichtigung von Artikel 61 a) der VO(EG) 1083/2006 ist die Bescheinigungsbehörde für die Übermittlung von Ausgabenerklärungen und Zahlungsanträgen an die Kommission verantwortlich. 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe erhält das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie in der Funktion der Bescheinigungsbehörde von der Verwaltungsbehörde vor Anweisung von Zwischenzahlungen eine Ausgabenerklärung in der im Anhang X angeführten Form der VO(EG) 1828/2006. Der Ausgabenerklärung beigefügt ist eine Liste der Ausgaben, welche bei den Begünstigten in der betreffenden Periode angefallen und von den Prüfern bei den Regionalen Koordinierungsstellen bescheinigt wurden. 

Die Vertragspartner übertragen der Bescheinigungsbehörde die Aufgabe, unter Berücksichtigung von Artikel 76 (3) der VO(EG) 1083/2006, jedes Jahr spätestens zum 30. April vorläufige Vorausschätzungen ihrer voraussichtlichen Zahlungsanträge für das laufende und das folgende Haushaltsjahr gemeinsam an die Kommission zu übermitteln. Die Bescheinigungsbehörde sorgt für deren elektronische Übermittlung gemäß Artikel 76 (4) der VO(EG) 1083/2006.
8
Elektronische Aufzeichnung und Erfassung von Buchführungsdaten
Der AWS/ERP-Fonds ist entsprechend Punkt 3.2. dieser Vereinbarung mit der laufenden Koordination der elektronischen Aufzeichnung und Erfassung von Buchführungsdaten betraut. Die Monitoringdaten über die finanzielle und sachliche Umsetzung des Programms werden zwischen der Verwaltungsbehörde, den Regionalen Koordinierungsstellen und dem AWS/ERP-Fonds abgestimmt, und im in den Verordnungen und im Programmdokument vorgesehenen Umfang, den Vertragspartnern sowie der Europäischen Kommission zugänglich gemacht.

Die Bescheinigungsbehörde stellt in Abstimmung mit der Verwaltungsbehörde sicher, dass entsprechend Artikel 61 d) der VO(EG) 1083/2006 die Ergebnisse der Prüfbehörde berücksichtigt werden.
Die Verwaltungsbehörde, die Bescheinigungsbehörde und die Regionalen Koordinierungsstellen stellen sicher, dass offene Fragen im Zusammenhang mit der Durchführung von Vorhaben einvernehmlich entsprechend den rechtlichen Bestimmungen und den Vorgaben des Berichts zu den Verwaltungs- und Kontrollsystemen gemäß Artikel 21 der VO (EG) 1828/2006 behandelt werden, bevor Zahlungsanträge, welche diese Vorhaben betreffen, an die Kommission übermittelt werden und vor Zahlungen an die federführenden Begünstigten dieser Vorhaben.
9
Bestimmungen zur Vorfinanzierung der Restrate

Die Vorfinanzierung der gemäß Artikel 79 (1) und Artikel 89 der VO(EG) 1083/2006 erst nach Endabrechnung des Programms von der EU-Kommission zu überweisenden Restrate der Strukturfondsmittel, erfolgt durch die Regionalen Koordinierungsstellen, anteilig nach den mit 31. Dezember 2013 im Rahmen der EFRE-Verträge gebundenen Strukturfondsmittel. 

10
Finanzkorrekturen auf Programmebene
Kommt es entsprechend Artikel 91 bis 97 der VO(EG) 1083/2006 durch Unterbrechung der Zahlungsfrist, durch Aussetzung von Zahlungen oder durch automatische Aufhebung von Mittelbindungen zu Vermögensnachteilen, welche durch die unterzeichnenden Vertragspartner oder ihnen nach gelagerte Institutionen zu vertreten sind, so werden diese von jenem Vertragspartner getragen, in dessen Zuständigkeitsbereich sie aufgetreten sind. Unter dem Begriff "Zuständigkeitsbereich" ist die direkte Vermögenshaftung für Vorgänge des eigenen Verantwortungs- und Interessensbereichs zu verstehen.
Kommt es infolge von Unregelmäßigkeiten bei der Abwicklung der Strukturfonds zu Vermögensnachteilen zu Lasten Österreichs durch Finanzkorrekturen gemäß Artikel 99 bis 102 der VO(EG) 1083/2006 (einschließlich allfälliger Verzugszinsen und Verfahrenskosten), so werden diese von jenem der Vertragspartner getragen, in dessen Zuständigkeitsbereich die Unregelmäßigkeiten aufgetreten sind.

Die im Zusammenhang mit Finanzkorrekturen in Artikel 99 bis 102 der VO(EG) 1083/2006 festgelegten Berichtspflichten und Koordinationsaufgaben des Mitgliedsstaates wird von der Prüfbehörde wahrgenommen.
11
Kündigung des Vertrages

Eine Kündigung kann nur aus schwerwiegendem Grund (z.B. wenn die Fortführung dieser Vereinbarung durch unvorhersehbare Ereignisse oder Umstände für einen der Vertragspartner unzumutbar wird) und unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten, jeweils zum 1.1. und 1.7. eines Jahres erfolgen. Eine Kündigung bedarf jedenfalls der Schriftform. Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung ist das Datum des Poststempels maßgeblich.
12
Schlussbestimmungen

Die Vertragspartner versichern sich der gegenseitigen Information und Unterstützung sowie, dass sie im Falle von Streitigkeiten, welche nicht durch diese Verwaltungsvereinbarung geregelt sind, gemeinschaftliche Lösungen finden werden. 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ungültig sein oder ungültig werden, so werden die Vertragspartner zusammenwirken, um eine Regelung zu finden, die den ungültigen Bestimmungen möglichst nahe kommt. Jede Änderung dieser Vereinbarung verlangt die schriftliche Zustimmung aller Vertrags​partner. 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der sonstigen Vertragsbestimmungen nicht. 
Diese Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung aller Vertragspartner in Kraft und wird auf die Dauer des Bestehens rechtlicher Ver​pflichtungen aus dem Programm „Ziel Europäische Territoriale Zusammenarbeit Deutschland/Bayern - Österreich 2007 - 2013“ abgeschlossen.
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	Für den Freistaat Bayern vertreten durch das Staatsministerium für 

Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr u. Technologie
MR Werner Ehelechner
	Für den Bund, vertreten durch das Bundeskanzleramt der Republik Österreich 
[Sektionschef der Sektion IV]
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	Für das Land Oberösterreich, vertreten durch das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung 
[Landesamtsdirektor XX]
	Für das Land Salzburg, vertreten durch das Amt der Salzburger Landesregierung
[Landesamtsdirektor XX]

	Datum: 
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	Für das Land Tirol vertreten durch das Amt der Tiroler Landesregierung
[Landesamtsdirektor XX]
	Für das Land Vorarlberg vertreten durch das Amt der Vorarlberger Landesregierung
[Landesamtsdirektor XX]
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